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Riemerling, 09. September 2017 
 
 
An den 1. Bürgermeister der Gemeinde Hohenbrunn 
Herrn Dr. Stefan Straßmair 
und die Damen und Herren des Gemeinderats 
 
 
 
Antrag 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bitten um Zustimmung zu folgendem Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt, von der Ermächtigung in Art. 9a BestG Gebrauch zu machen und 
bestimmt, dass Grabsteine und Grabeinfassungen aus Naturstein zukünftig nur aufgestellt 
werden dürfen, wenn sie in allen Bearbeitungsschritten, von der Gewinnung des Natursteins bis 
zum Endprodukt, nachweislich ohne ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne von Art. 3 des 
Übereinkommens Nr. 182 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 17.06.1999 hergestellt 
worden sind. Die Verwaltung wird beauftragt eine entsprechende Änderung der Friedhofs- und 
Bestattungssatzung vorzubereiten.  
 
Bereits 2012 wurde auf Antrag der GRÜNEN Fraktion beschlossen, in Hohenbrunn nur 
Grabsteine zuzulassen, die in der gesamten Wertschöpfungskette ohne ausbeuterische 
Kinderarbeit hergestellt wurden. Drei Jahre später wurde diese Bestimmung in der Friedhofs- 
und Bestattungssatzung - der damals jüngsten Rechtssprechung folgend - wieder gestrichen. 
 
Im vergangenen Jahr hat nun der Bayerische Landtag die Rechtsgrundlage für den Erlass 
kommunaler Satzungsregelungen geschaffen, die eine Verwendung von Grabmalen aus 
ausbeuterischer Kinderarbeit ausschließen (Beschluss 20.07.2016). Das Bayerische 
Bestattungsgesetz wurde um eine spezielle Satzungsermächtigung (Art. 9a, s. Anhang) 
ergänzt. Darin sind nun die grundlegenden Anforderungen an die Nachweispflicht geregelt. 
Einem Verwendungsverbot für Grabsteine, die nicht nachweislich ohne ausbeuterische 
Kinderarbeit hergestellt worden sind, steht nun nichts mehr im Wege. 
 
Gez. Martina Kreder-Strugalla 
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